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Entschließungsantrag 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Urheberrechte stärken – Upload-Filter stoppen! 
 
zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Upload-Filter und europaweites 
Leitungsschutzrecht stoppen – Urheberrecht endlich fit für das digitale Zeitalter 
machen“ (Drs. 17/5386) 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die 2018 von der EU-Kommission vorgeschlagene Urheberrechtsreform verfolgt das Ziel, das 
Urheberrecht an die digitalen Bedingungen des 21. Jahrhunderts anzupassen. Der 
Gesetzestext der Urheberrechtsrichtlinie umfasst 80 Seiten und beinhaltet viele sinnvolle 
Punkte, um Autorinnen und Autoren, Künstlerinnen und Künstler sowie Verwerter an den 
Einnahmen von digitalen Plattformen zu beteiligen. 
 
Artikel 13 der Urheberrechtsreform verlangt, dass jeder Betreiber einer kommerziellen 
Plattform, über die Inhalte in größerer Menge geteilt werden, mit den Rechteinhabern eine 
Lizenzvereinbarung schließt. In diesem Zuge sollen Betreiber von Online-Plattformen 
verpflichtet werden, "bestmögliche Anstrengungen" unternehmen, um zu verhindern, dass 
Nutzer urheberrechtlich geschütztes Material veröffentlichen. Internetplattformen müssen 
demnach jedes von Nutzern hochgeladene Bild, jede Tonaufnahme und jedes Video vor der 
Veröffentlichung prüfen. 
 
Das Problem: Erfüllen lässt sich die Verpflichtung nur mit sogenannten Upload-Filtern – eine 
Maßnahme, die der Koalitionsvertrag der Großen Koalition auf Bundesebene als 
unverhältnismäßig ablehnt. Upload-Filter sind nicht nur sehr teuer, sondern auch sehr 
fehleranfällig, da der Filter auf Algorithmen basiert. Es ist zu befürchten, dass neben illegalen 
auch viele legale Inhalte blockiert werden. 
 
Die faktische Pflicht zur Einführung von Upload-Filtern könnte zudem die Marktmacht der 
großen Plattformen erweitern. Nur sie verfügen über das Know-how oder haben ausreichend 
Kapital, um die erforderlichen Algorithmen und Datenbanken zu entwickeln. Start-ups und 
kleinere Wettbewerber trifft die Reform ungleich härter. Diese müssten ggf. auf die 
Filterinfrastruktur der bestehenden großen Plattformen zurückgreifen und würden diese damit 
nochmals stärken. Damit schüfe die Reform neue Markteintrittsbarrieren, schadete dem 
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Wettbewerb und verringerte die Chance, jemals eine europäische Konkurrenz zu den großen 
Plattformbetreibern aufzubauen. 
 
Entsprechend haben Vertreterinnen und Vertreter der Sozialdemokraten im EU-Parlament 
Änderungsanträge eingebracht, um statt der Einführung von Upload-Filtern das im Internet 
bewährte rechtliche Prinzip "Notice-and-Take-down“ beizubehalten. Auch in der Öffentlichkeit 
und insbesondere im Netz stößt Artikel 13 der Urheberrechtsreform auf breiten Widerstand. 
Zudem hatte ein Sprecher der Konservativen Europäischen Volkspartei (EVP) verkündet, die 
Abstimmung über die Urheberrechtsreform vorzuziehen, um den europaweit geplanten 
Protesten am 23. März 2019 zuvorzukommen. Erst nach massivem öffentlichem Druck ruderte 
der EVP-Fraktionschef Manfred Weber (CSU) wieder zurück. 
 
Demokratie lebt davon, dass Bürgerinnen und Bürger öffentlich Kritik an politischen 
Entscheidungen üben können. Wer in einer Demokratie politische Entscheidungen 
durchsetzen will, muss sich dieser Kritik stellen. Eine Abstimmung im Europäischen Parlament 
vorzuziehen, um öffentlichen Protest und Demonstrationen zu verhindern, ist zutiefst 
undemokratisch und ein ungeheuerlicher Vorgang. 
 
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest: 
 
1. Der auf Bundesebene zwischen SPD und CDU/CSU geschlossene Koalitionsvertrag regelt 
die Frage möglicher Uploadfilter eindeutig. Der Koalitionsvertrag gilt und ist Richtschnur für 
mögliche Abstimmungen. 
 
Der Landtag beschließt: 
 
2. Die in Artikel 13 der Urheberrechtsreform getroffenen Regelungen, die faktisch zu Upload-
Filtern führen würden, werden als unverhältnismäßig abgelehnt. Eine Urheberrechtsreform, 
die den Art. 13 in seiner jetzigen Form beinhaltet, ist daher nicht zustimmungsfähig. 
 
3. Die Einführung alternativer Vergütungsregelungen für die Veröffentlichung urheberrechtlich 
geschützter Inhalte, die die Implementierung von Upload-Filtern überflüssig machen. 
 
4. Einen fairen und demokratischen Umgang mit Kritikern im Abstimmungsprozess. Taktische 
Verschiebungen von geplanten Abstimmungen werden abgelehnt. 
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